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Protokoll 
 

 

über die am 7. Februar 2023 von 18.00 Uhr bis 19.35 Uhr im Sitzungszimmer des Kommu-

nalzentrums unter dem Vorsitz von Bürgermeister Mag. Stefan Seiwald abgehaltene 

 

 

11. Gemeinderatssitzung (Gemeinderatsperiode 2022 – 2028) 

 

 

Anwesend: Hubert Almberger, Christina Döttlinger, BEd, Hanspeter Ellmerer, 

Klaus Födermair, Susanne Hartrumpf, Andrea Hauser, Melanie  

Hutter, Maximilian Hüttner, Manfred Kecht, Johann Mayr, Darko 

Omerbasic, Claudia Pali, Gregor Salinger, Laura Sojer, Markus Sojer, 

Robert Steger, Peter Trixl, Peter Wallner 

 

Entschuldigt: Heribert Mariacher (Ersatz: Markus Sojer) 

 

Unentschuldigt: niemand 

 

Schriftführer: Dr. Ernst Hofer, MBA 

 

 

 

 

 

www.st.johann.tirol 

    
Marktgemeinde St. Johann in Tirol 
Bahnhofstraße 5, 6380 St. Johann in Tirol 
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Tagesordnung 

 

 

 

 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

1) Informationen zur Abfallbewirtschaftung in St. Johann in Tirol 

 

II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Erhöhung der Wertgrenze für den Gemeindevorstand bei Mittelverwendungen (§ 95 

Abs. 4 TGO 2001) 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) Bauausschuss 

1) Entscheidung über eine Stellungnahme zu einem Bebauungsplan (Gst. 916/11,  

Michaela Adelsberger, Axel Moser und Beatrice Bulla-Moser) 

2) Gst. 2749 und 2746/5 (KITZ PROJEKT IMMO GmbH und Christian Herrmann) 

a) Umwidmung eines Teilstücks von Wohngebiet in Verkehrsfläche 

b) Erlassung eines Bebauungsplans 

3) Erlassung eines Bebauungsplans für das Gst. 148/16 (Michael Wimmer) 

4) Änderung der örtlichen Bauvorschriften 

 

2) Finanzausschuss 

1) Festlegung von Entgelten in Zusammenhang mit Baugrubensicherungen 

 

IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
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Am Beginn der Sitzung sind 19 Gemeinderäte anwesend. 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

1) Informationen zur Abfallbewirtschaftung in St. Johann in Tirol 

 

Der Bauhofleiter Reinhard Pletzenauer, Stefan Brandtner und der Amtsleiter informie-

ren unter Zuhilfenahme einer PowerPoint-Präsentation über die Abfallbewirtschaftung 

in St. Johann in Tirol. 

 

Auszüge aus der Präsentation sind diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage A ange-

hängt. 

 

Antrag. Es liegt ein Antrag von Claudia Pali vor. Darin werden die Einführung eines 

halbjährlich stattfindenden „Tag des Sperrmülls“ und von drei „Müll-Voucher(n)“ pro Ka-

lenderjahr und „Privathaushalt“ beantragt. Der Antrag ist diesem Gemeinderatsprotokoll 

als Anlage B angehängt. 

 

Im Rahmen der Diskussion thematisiert der Bürgermeister den Antrag von Claudia Pali, 

welcher mit deren Zustimmung sodann gleich im Rahmen dieses Tagesordnungs-

punkts behandelt wird. 

 

Zunächst setzt sich der Bürgermeister mit dem Antrag inhaltlich auseinander und weist 

darauf hin, dass in dieser Angelegenheit verschiedene „Philosophien“ zum Tragen kä-

men: Auf der einen Seite solle „Ramsch“, dessen Herstellung die Umwelt immens be-

laste, „wenigstens“ bei der Entsorgung spürbar etwas kosten, auf der anderen Seite sei 

es verständlich, dass bei notwendigerweise zu entsorgendem Sperrmüll (lediglich) ein 

angemessener (moderater) Preis zum Tragen komme. Wichtig sei auch Aufklärung: 

„Elektroschrott“ beispielsweise könne kostenlos abgegeben werden. 

 

Nach längerer Debatte lädt der Bürgermeister den Umweltausschuss ein, sich weiterhin 

mit dem Thema Abfallbewirtschaftung – und dem Antrag von Claudia Pali – auseinan-

derzusetzen. Claudia Pali ist mit dieser Vorgangsweise einverstanden. 
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II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Erhöhung der Wertgrenze für den Gemeindevorstand bei Mittelverwendungen (§ 95 

Abs. 4 TGO 2001) 

 

Der Bürgermeister erläutert den Sachverhalt. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Gemäß § 95 Abs. 4 TGO 2001 überträgt der Gemeinderat dem Gemeindevorstand die 

Beschlussfassung über die Bewilligung von Mittelverwendungen, die im Voranschlag 

nicht vorgesehen sind oder dessen Ansätze übersteigen, bis zu einem Betrag von 

50.000 Euro im Einzelfall. 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) Bauausschuss 

1) Entscheidung über eine Stellungnahme zu einem Bebauungsplan (Gst. 916/11,  

Michaela Adelsberger, Axel Moser und Beatrice Bulla-Moser) 

 

Die Bauamtsleiterin erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punkts. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der gemeinsamen Stellungnahme von Josef Adelsberger und Elfriede Adelsberger 

wird nicht Folge gegeben und der Bebauungsplan für das Gst. 916/11 von Dr. Erich 

Ortner vom 3. November 2022 („Moser/Winkl-Sonnseite“) wird erlassen. 

 

2) Gst. 2749 und 2746/5 (KITZ PROJEKT IMMO GmbH und Christian Herrmann) 

a) Umwidmung eines Teilstücks von Wohngebiet in Verkehrsfläche 

 

Die Bauamtsleiterin erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesord-

nungspunkts. 
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Beschluss (18:0): [Bgm. Mag. Stefan Seiwald abwesend] 

 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Markt-

gemeinde St. Johann in Tirol: 

 

 Umwidmung eines Teils des Gst. 2749 (rund 61 m²) von Wohngebiet in 

Freiland 

 Festlegung des Verlaufs geplanter Straßen und Verkehrswege: geplante 

örtliche Straße auf einem Teil des Gst. 2749 (rund 61 m²) 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage C dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, 

welche einen Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 erfolgt mit der Beschlussfassung über die 

Auflegung des Entwurfes gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf ent-

sprechende Änderung. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn 

innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum 

Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die 

Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. 

 

b) Erlassung eines Bebauungsplans 

 

Die Bauamtsleiterin erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesord-

nungspunkts. 

 

Beschluss (18:1): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 2749 und einen Teil des Gst. 

2746/5 von Dr. Erich Ortner vom 5. Dezember 2022 („Apfeldorf Nr. 2 Kitz Pro-

jekt Immo GmbH“) wird gemäß § 64 Abs. 1 TROG 2022 aufgelegt. Die Aufle-

gungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 erfolgt mit der 

Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 64 Abs. 1 TROG 

2022 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebauungsplans. Die-

ser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- 

und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu be-

rechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 



130 
 

 

3) Erlassung eines Bebauungsplans für das Gst. 148/16 (Michael Wimmer) 

 

Die Bauamtsleiterin erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punkts. 

 

Beschluss (17:2): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 148/16 von Dr. Erich Ortner vom  

30. Jänner 2023 („Neubauweg 25 Hasenauer&Kogler“) wird gemäß § 64 Abs. 1 

TROG 2022 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 64 Abs. 4 

TROG 2022 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes 

nach § 64 Abs. 1 TROG 2022 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des 

Bebauungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb 

der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von ei-

ner hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

4) Änderung der örtlichen Bauvorschriften 

 

Der Amtsleiter erläutert den Sachverhalt. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Verordnung 

 

Präambel 

 

Aufgrund der Ermächtigung des § 27 Abs. 1 lit. b und c der Tiroler Bauordnung 

2022 – TBO 2022, LGBl. Nr. 44/2012, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 62/2022, 

werden folgende örtliche Bauvorschriften für die Marktgemeinde St. Johann in Tirol 

(örtliche Bauvorschriften 2023) erlassen: 

 

§ 1. Geltungsbereich 

 

Die örtlichen Bauvorschriften gelten für das gesamte Gemeindegebiet. 
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§ 2. Einfriedungen 

 

(1) Einfriedungen dürfen höchstens 1,8 m hoch sein. Bezugspunkte sind das Stra-

ßenniveau oder das angrenzende gewachsene Gelände. Bei Höhenunterschieden 

im unmittelbaren Bereich der Grundgrenze zweier Grundstücke (bis zu einem Ab-

stand von 0,5 m von der Grundgrenze) ist das Niveau des niedrigeren Grundstücks 

maßgebend.  

 

(2) Einfriedungen von oder zu (gegenüber) Betrieben und Einfriedung von oder zu 

(gegenüber) öffentlichen Einrichtungen dürfen im Einzelfall höher sein, wenn dies 

aus Gründen des Schallschutzes, der Sicherheit oder der Gesundheit erforderlich 

ist. 

 

(3) Im Bereich von Ausfahrten auf eine Verkehrsfläche ist die Höhe von Einfriedun-

gen entsprechend den erforderlichen Sichtweiten nach den Bestimmungen der 

Straßenverkehrsordnung auszuführen. 

 

(4) Im Bauland sind Stacheldrahtzäune verboten. 

 

§ 3. Werbeeinrichtungen 

 

(1) Werbeeinrichtungen an baulichen Anlagen müssen hinsichtlich ihrer Größe, den 

verwendeten Materialien, der Farbgebung, der Buchstabengröße, der Schriftart und 

der Schriftbandmaße den Proportionen und dem Maßstab, den Materialien und der 

Farbgebung des Gebäudes bzw. der zu bewerbenden Räumlichkeiten angepasst 

sein. 

 

(2) Beleuchtete Werbeeinrichtungen dürfen nur in nichtblinkender Ausführung und 

nicht wechselnden Lichtfarben errichtet werden. Werbeeinrichtungen als LED- 

Video-Displayeinrichtungen sind nicht zulässig. 

 

(3) Freistehende Werbeeinrichtungen dürfen höchstens 4,5 m hoch sein, außer in 

den Fällen des § 56 Abs. 3 lit. d TBO 2022. Das höchstzulässige Flächenausmaß 

beträgt 12 m² oder 24 Bogen (Werbefläche).  
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(4) Hinsichtlich der Schutzzone (Tiroler Stadt- und Ortsbildschutzgesetz 2021 – 

SOG 2021, LGBl. 124/2020, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 82/2002) wird insbe-

sondere auf die §§ 5 lit. c Z 2 und 17 Abs. 1 lit. d Z 2 und lit. f SOG 2021 sowie auf 

den Gestaltungsleitfaden für das St. Johanner Zentrum (Beschluss des Gemeinde-

rats vom 18. Oktober 2022) verwiesen. 

 

(5) Vorbehaltlich straßenrechtlicher und straßenpolizeilicher Vorschriften ist das An-

bringen von Fahnen unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 

 

 Betriebe, deren Gebäudelänge entlang der Straße mindestens 20 m, aber 

weniger als 30 m beträgt, dürfen höchstens zwei Fahnen entlang der Straße 

anbringen. Die Fahnen dürfen höchstens 7 m hoch sein. 

 Betriebe, deren Gebäudelänge entlang der Straße mindestens 30 m beträgt, 

dürfen höchstens drei Fahnen entlang der Straße anbringen. Die Fahnen 

dürfen höchstens 7 m hoch sein. 

 

Betriebe, deren Gebäudelänge entlang der Straße weniger als 20 m beträgt, dürfen 

keine Fahnen entlang der Straße anbringen. 

 

§ 4. Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung an der Amtsta-

fel in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderats vom 18. Oktober 

2022 zu Tagesordnungspunkt III.1.1) Neuerlassung der örtlichen Bauvorschriften 

außer Kraft. 

 

2) Finanzausschuss 

1) Festlegung von Entgelten in Zusammenhang mit Baugrubensicherungen 

 

Beschluss (19:0): 

 

In Zusammenhang mit Baugrubensicherungen werden folgende Entgelte festge-

setzt: 

 

 Einmaliges Vertragserrichtungspauschale: EUR 564,28 

 Anker im Straßengrund pro Stück: EUR 328,50 
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 Spritzbetonsicherung pro Quadratmeter im Straßengrund (Draufsicht): 

EUR 500,00 

 Bohrpfahl pro Quadratmeter im Straßengrund (Draufsicht): EUR 1.000,00 

 

IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

Geringere Geschwindigkeit. In einer mit „Zusammenleben im Verkehrsgeschehen“ über-

schriebenen Eingabe (= Anlage D dieses Gemeinderatsprotokolls) pocht Manfred Kecht 

insbesondere auf eine „Reduktion der Höchstgeschwindigkeit im Ortsgebiet“. 

 

Peter Wallner schließt sich dem grundsätzlich an und fordert ein rigoroses Vorgehen ge-

genüber „Raser(n)“: „Die sollen zahlen!“ Es entspinnt sich in diesem Zusammenhang eine 

längere Diskussion, insbesondere zur Frage, wie Radarmessungen bewerkstelligt werden 

können. 

 

„Drei kleine Sachen.“ Claudia Pali wünscht sich zunächst eine rasche Bereitstellung von 

Informationen für Gemeinderäte, was sich der Bürgermeister für „grundlegend(e)“ Angele-

genheiten vorstellen kann. Dann kritisiert Claudia Pali die „Totenstille“ zu Silvester (keine 

TVB-Veranstaltung) und empört sich anschließend darüber, dass (Ersatz-)Gemeinderäte, 

welche am 13. Dezember 2022 in der Gemeinderatssitzung für die Auflage des Entwurfs 

der zweiten Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzept gestimmt hätten, sich 

später in Parteikanälen dazu ablehnend geäußert hätten. Manfred Kecht entgegnet, es sei 

nicht möglich, über die Auflage des Entwurfs in Teilen abzustimmen. Der Großteil des Auf-

lageentwurfs sei in Ordnung, dennoch müsse an Teilaspekten Kritik geübt werden dürfen. 

Der Bürgermeister weist darauf hin, dass nach dem Ablauf der Stellungnahmefrist die zahl-

reichen Stellungnahmen systematisch bearbeitet würden, insbesondere sei der Themen-

komplex der Freihalteflächen für eine allfällige Verlegung der Landesstraße „in großem 

Rahmen“ zu diskutieren bzw. zu erklären. 

 

Dieses Protokoll enthält vier Anlagen. 
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St. Johann in Tirol, 7. Februar 2023 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

 

Der Schriftführer:     Gemeinderäte: 
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